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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1981 Ausgegeben am 23. Dezember 1981 222. Stück

565. Bundesgesetz: 38. Gehaltsgesetz-Novelle, Änderung des Richterdienstgesetzes und des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979
(NR: GP XV RV 915 AB 935 S. 95. BR: AB 2424 S. 417.)

566. Bundesgesetz: 31. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle, Änderung der Bundesforste-Dienstord-
nung und der Kunsthochschul-Dienstordnung
(NR: GP XV RV 916 AB 936 S. 95. BR: AB 2425 S. 417.)

567. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Bundesleh-
rer
(NR: GP XV RV 917 AB 937 S. 95. BR: AB 2426 S. 417.)

568. Bundesgesetz: Land- und Forstarbeiter-Dienstrechtsgesetz-Novelle 1981
(NR: GP XV RV 913 AB 954 S. 98. BR: AB 2423 S. 417.)

565. Bundesgesetz vom 9. Dezember 1981,
mit dem das Gehaltsgesetz 1956 (38. Gehalts-
gesetz-Novelle), das Richterdienstgesetz und
das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 geän-

dert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 306/1981, wird wie folgt geändert:

1. Die Tabellen im § 28 Abs. 3 erhalten folgende
Fassung:

2. Im § 30 Abs. 1 wird der Betrag „979 S" durch
den Betrag „1 038 S" und der Betrag „1 244 S"
durch den Betrag „1 319 S" ersetzt.

3. Im § 30 a Abs. 2 wird nach dem ersten Satz
eingefügt:

„In der Dienstklasse III der Verwendungs-
gruppe A sind für die Ermittlung der Vorrückungs-
beträge auch die für die Verwendungsgruppe A im
Wege der Zeitvorrückung erreichbaren Gehaltsstu-
fen der Dienstklasse IV zu berücksichtigen."

4. Im § 30 b Abs. 2 werden ersetzt:
a) in Z 1 der Betrag „339 S" durch den Betrag

„359 S",
b) in Z 2 und Z 3 lit. a der Betrag „889 S" durch

den Betrag „942 S",
c) in Z 3 lit. b der Betrag „1 068 S" durch den

Betrag „1 132 S".

5. § 30 c Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Pflegedienst-Chargenzulage beträgt
monatlich

1. für Stationspfleger und Stationsschwestern
1 405 S,

2. für Oberpfleger und Oberschwestern 1 809 S,
3. für Pflegevorsteher und Oberinnen 2 211 S."

18 323
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6. Im § 38 Abs. 1 wird der Betrag „628 S" durch
den Betrag „666 S" ersetzt.

7. Im § 38 a Abs. 1 wird der Betrag „469 S"
durch den Betrag „497 S" ersetzt.

8. Die Tabelle im § 39 Abs. 3 erhält folgende Fas-
sung:

9. Die Tabelle im § 42 Abs. 1 erhält folgende Fas-
sung:

10. Im § 42 Abs. 1 letzter Satz wird der Betrag
„49 465 S" durch den Betrag „52 433 S" ersetzt.

11. Im § 43 Abs. 1 wird der Betrag „2 473 S"
durch den Betrag „2 621 S" ersetzt.

12. Im § 45 Abs. 1 werden ersetzt:
a) in Z 1 der Betrag „5 872 S" durch den Betrag

„6 224 S",

b) in Z 2 der Betrag „7 341 S" durch den Betrag
„7 781 S",

c) in Z 3 der Betrag „8 808 S" durch den Betrag
„9 336 S",

d) in Z 4 der Betrag „10 276 S" durch den
Betrag „10 893 S" und

e) in Z 5 der Betrag „11 745 S" durch den
Betrag „12 450 S".

13. Die Tabelle im §48 Abs. 3 erhält folgende
Fassung:

14. Im §50 Abs. 3 wird der Betrag „4 493 S"
durch den Betrag „4 763 S" ersetzt.

15. Die Tabelle im §55 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

16. Im § 56 Abs. 2 wird der Betrag „1 966 S"
durch den Betrag „2 084 S" ersetzt.
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17. § 57 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

18. Im § 58 Abs. 4 werden die Beträge „479 S"
und „877 S" durch die Beträge „508 S" und
„930 S" ersetzt.

19. Im § 58 Abs. 6 wird der Betrag „532 S" durch
den Betrag „564 S", der Betrag „747 S" durch den
Betrag „792 S", der Betrag „1 064 S" durch den
Betrag „1 128 S" und der Betrag „262 S" durch
den Betrag „278 S" ersetzt.

20. Im §59 Abs. 2 wird der Betrag „1 583 S"
durch den Betrag „1 678 S" ersetzt.

21. Im § 59 Abs. 9 wird in Z 1 der Betrag „532 S"
durch den Betrag „564 S", in Z 2 der Betrag
„808 S" durch den Betrag „856 S" und in Z 3 der
Betrag „1 108 S" durch den Betrag „1 174 S"
ersetzt.

22. Im § 59 Abs. 10 wird der Betrag „532 S"
durch den Betrag „564 S" ersetzt.

23. Im § 59 Abs. 11 wird der Betrag „808 S"
durch den Betrag „856 S" ersetzt.

24. Im § 59 Abs. 13 Z 1 lit. c wird der Betrag
„639 S" durch den Betrag „677 S" ersetzt.

25. Die Tabelle im § 60 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

26. Im § 60 Abs. 3 werden die Beträge „313 S"
und „262 S" durch die Beträge „332 S" und
„278 S" ersetzt.

27. Die Tabelle im § 60 a Abs. 1 erhält folgende
Fassung:
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28. Die Tabelle im § 65 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

29. Im §65 Abs. 3 wird der Betrag „1 812 S"
durch den Betrag „1 921 S" ersetzt.

30. Im § 65 Abs. 4 wird der Betrag „1 064 S"
durch den Betrag „1 128 S" ersetzt.

31. Die Tabelle im §72 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

32. § 72 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Es sind sinngemäß anzuwenden:
1. § 29 (mit Ausnahme der Z 2) auf Wachebe-

amte der Verwendungsgruppen W 1 und W 2,
2. § 30 a auf Wachebeamte aller Verwendungs-

gruppen."

33. § 73 Abs. 1 erhält folgende Fasssung:

„(1) Dem Wachebeamten gebührt eine ruhege-
nußfähige Dienstzulage. Sie beträgt während der
Dauer des provisorischen Dienstverhältnisses 202 S
und nach der Definitivstellung

34. Im § 73 a werden die Beträge „639 S",
„675 S" und „800 S" durch die Beträge „677 S",
„716 S" und „848 S" ersetzt.

35. Die Tabelle im § 74 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

36. Die Tabelle im § 76 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

37. Im § 76 a Abs. 1 werden die Beträge „759 S",
„570 S" und „378 S" durch die Beträge „805 S",
„604 S" und „401 S" ersetzt.

38. Im § 77 Abs. 1 wird der Betrag „628 S" durch
den Betrag „666 S" ersetzt.
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39. Die Tabelle im § 78 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

40. Im § 79 a wird der Betrag „1 612 S" durch
den Betrag „1 709 S" ersetzt.

41. Im § 79 b Z 3 werden die Beträge „309 S"
und „372 S" durch die Beträge „328 S" und
„394 S" ersetzt.

42. Im § 85 b Abs. 1 wird der Betrag „296 S"
durch den Betrag „314 S" ersetzt.

43. Im § 85 d Abs. 1 wird der Betrag „1 422 S"
durch den Betrag „1 507 S" ersetzt.

44. § 86 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Ein Beamter, der dem im Abs. 1 umschriebe-
nen Personenkreis angehört, kann durch Vorrük-
kung die nachstehenden weiteren Gehaltsstufen
erreichen:

Diese weiteren Gehaltsstufen sind bei der Beurtei-
lung des Anspruches auf eine Dienstalterszulage
außer Betracht zu lassen."

45. Im § 86 Abs. 3 wird der Betrag „2 249 S"
durch den Betrag „2 384 S" ersetzt.

Artikel II

Das Richterdienstgesetz, BGBl. Nr. 305/1961,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 591/1980, wird wie folgt geändert:

1. Im § 65 a wird der Betrag „12 250 S" durch
den Betrag „12 985 S" ersetzt.
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2. Die Tabelle im § 66 Abs. 2 erhält folgende Fas-
sung:

3. Im § 66 Abs. 2 letzter Satz wird in den Z 1 und
2 der Betrag „49 465 S" jeweils durch den Betrag
„52 433 S" und in Z 3 der Betrag „55 075 S" durch
den Betrag „58 380 S" ersetzt.

4. Im § 67 Abs. 1 wird der Betrag „2 473 S"
durch den Betrag „2 621 S" ersetzt.

5. Im § 68 a Abs. 1 werden ersetzt:
a) in Z 1 der Betrag „5 872 S" durch den Betrag

„6 224 S",
b) in Z 2 der Betrag „7 341 S" durch den Betrag

„7 781 S",
c) in Z 3 der Betrag „8 808 S" durch den Betrag

„9 336 S",
d) in Z 4 der Betrag „10 276 S" durch den

Betrag „10 893 S",
e) in Z 5 der Betrag „11 745 S" durch den

Betrag „12 450 S".

6. Im § 68 d Abs. 2 wird der Betrag „2 249 S"
durch den Betrag „2 384 S" ersetzt.

Artikel III

Z 1.2 der Anlage 1 zum BDG 1979, BGBl.
Nr. 333, erhält folgende Fassung:

„1.2. Das Ernennungserfordernis des Abschlusses
eines Hochschulstudiums der Rechtswissenschaften
oder der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
wird durch die Erfüllung aller nachstehend ange-
führten Erfordernisse ersetzt:

a) Reifeprüfung einer höheren Schule,
b) zehn Jahre Bundesdienstzeit,
c) wirksame Leistungsfeststellung, daß der

Beamte den zu erwartenden Arbeitserfolg
durch besondere Leistungen erheblich über-
schritten hat, und

d) erfolgreiche Absolvierung eines für den
betreffenden Bereich von der Verwaltungs-
akademie veranstalteten Aufstiegskurses."

Artikel IV

Die Tabelle im Art. IV Abs. 3 der 31. Gehaltsge-
setz-Novelle, BGBl. Nr. 662/1977, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 591/1980,
erhält folgende Fassung:

Artikel V
(1) Für die Zeit vom 1. Jänner 1982 bis zum

30. Juni 1982 gebührt den Beamten in den nachste-
hend angeführten Einstufungen an Stelle des
Gehaltes (zuzüglich einer allfälligen Dienstalters-
zulage) in der im Art. I angeführten Höhe folgen-
des Gehalt (zuzüglich einer allfälligen Dienstalters-
zulage) :

1. für Beamte der Allgemeinen Verwaltung
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2. für Beamte in handwerklicher Verwendung:

3. für Lehrer, wobei die für Lehrer der Verwen-
dungsgruppe L 1 vorgesehenen Gehaltsansätze
auch auf Universitäts(Hochschul)assistenten anzu-
wenden sind:

4. für Wachebeamte
a) in der Verwendungsgruppe W 3 in der

Gehaltsstufe 3 der Dienstklasse III: 7 300 S,
b) in der Verwendungsgruppe W 2 das in Z 1

für Beamte der Verwendungsgruppe C vor-
gesehene Gehalt,

c) in der Verwendungsgruppe W 1 das in Z 1
für Beamte der Verwendungsgruppe B vorge-
sehene Gehalt.

5. für Berufsoffiziere
a) der Verwendungsgruppe H 1 das in Z 1 für

Beamte der Verwendungsgruppe A vorgese-
hene Gehalt,

b) der Verwendungsgruppe H 2 das in Z 1 für
Beamte der Verwendungsgruppe B vorgese-
hene Gehalt.

(2) Umfaßt der gemäß Abs. 1 gebührende Bezug
neben dem Gehalt auch eine Dienstalterszulage
und erreicht er noch nicht die volle Höhe nach den

im Art. I vorgesehenen Ansätzen, so gilt der auf
Gehalt und Dienstalterszulage entfallende Bezugs-
teil, soweit er nicht den im Gehaltsansatz vorgese-
henen Betrag übersteigt, ausschließlich als Gehalt;
soweit jedoch dieser Bezugsteil den im Gehaltsan-
satz gemäß Art. I vorgesehenen Betrag übersteigt,
gilt er als Dienstalterszulage.

(3) Einem Beamten der Verwendungsgruppe P 1,
der gemäß Art. IV Abs. 2 oder Abs. 11 der
37. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 306/1981,
eine besoldungsrechtliche Stellung in der Gehalts-
stufe 3 der Dienstklasse IV erreicht hat, gebührt in
der Zeit vom 1. Jänner 1982 bis zum 30. Juni 1982
für jene Zeiträume, in denen er unter der Annahme
des Weitergeltens der bis zum 30. Juni 1981 für die
Verwendungsgruppe P 1 geltenden Bestimmungen
die Gehaltsstufe 9 der Dienstklasse III der Verwen-
dungsgruppe P 1 erreicht hätte, an Stelle des in der
Gehaltsstufe 3 der Dienstklasse IV gebührenden
Gehaltes ein Gehalt von 11 253 S (zuzüglich einer
allfälligen Dienstalterszulage nach den für die Ver-
wendungsgruppe P 1 bis zum 30. Juni 1981 gelten-
den Vorschriften, jedoch in der Höhe von 536 S an
Stelle des Betrages von 506 S beziehungsweise in
der Höhe von 1 340 S an Stelle des Betrages von
1 265 S).

Artikel VI

(1) Alle Beamten, denen auf Grund der am
30. Juni 1982 für sie maßgebenden besoldungs-
rechtlichen Stellung ein Gehalt nach einem in der
Dienstklasse IV vorgesehenen Gehaltsansatz
gebührt oder gebühren würde, werden mit Wir-
kung vom 1. Juli 1982 in jene besoldungsrechtliche
Stellung übergeleitet, die sich ausgehend von ihrem
Vorrückungsstichtag entsprechend ihrer für die
Vorrückung maßgebenden Gesamtdienstzeit ergibt.
Die §§ 8 und 10 des Gehaltsgesetzes 1956 sind sinn-
gemäß anzuwenden.

(2) Abs. 1 ist auch auf die Beamten der Verwen-
dungsgruppen A und H 1 anzuwenden, denen im
Juni 1982 auf Grund ihrer besoldungsrechtlichen
Stellung ein Gehalt nach einem in den Gehaltsstu-
fen 2 und 3 der Dienstklasse III vorgesehenen
Gehaltsansatz gebührt oder gebühren würde. Diese
Beamten werden mit Wirkung vom 1. Juli 1982
Beamte der Dienstklasse IV.

(3) Bei der Anwendung der Abs. 1 und 2 darf
keine Verschlechterung der besoldungsrechtlichen
Stellung des Beamten eintreten.

(4) Tritt bei einem der in den Abs. 1 und 2 ange-
führten Beamten mit Wirkung vom 1. Juli 1982 eine
Änderung der dienstrechtlichen Stellung ein, so ist
seine neue besoldungsrechtliche Stellung so festzu-
setzen, als ob er zunächst nach den für ihn maßge-
benden Bestimmungen der Abs. 1, 2 erster Satz
beziehungsweise 3 übergeleitet worden wäre und
sich erst danach seine dienstrechtliche Stellung
geändert hätte.
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Artikel VII

Ist das Gehalt einschließlich einer allfälligen Ver-
wendungszulage, die der Beamte auf Grund der
Überleitung nach der 37. Gehaltsgesetz-Novelle
erhält, niedriger als das Gehalt einschließlich der
entsprechenden Verwendungszulage, das ihm bis
zum 30. Juni 1981 gebührt hat, so gebührt dem
Beamten eine nach Maßgabe des Erreichens eines
höheren Gehaltes einzuziehende, für die Bemes-
sung des Ruhegenusses anrechenbare Ergänzungs-
zulage von dem ihm gebührenden Gehalt (ein-
schließlich einer allfälligen Verwendungszulage)
auf das bis zum 30. Juni 1981 gebührende Gehalt
einschließlich der entsprechenden Verwendungszu-
lage. Haben sich die Bemessungskriterien des § 30 a
des Gehaltsgesetzes 1956 für die Verwendungszu-
lage nach dem 30. Juni 1981 geändert, so ist diese
Änderung der Verwendungszulage in beiden Ver-
gleichspositionen zugrunde zu legen.

Artikel VIII
(1) Bei Beamten, die
1. vor dem 1. Juli 1981 in eine andere Besol-

dungsgruppe oder in eine niedrigere Verwen-
dungsgruppe überstellt worden sind,

2. unmittelbar vor dieser Überstellung Anspruch
auf ein Gehalt der Dienstklassen I, II oder III
oder der Gehaltsstufe 1 oder 2 (bei Beamten
der Verwendungsgruppe W 3 auch einer
höheren Gehaltsstufe) der Dienstklasse IV
hatten und

3. im Juni 1981 auf Grund dieser Überstellung
Anspruch auf eine Ergänzungszulage nach
§12 a Abs. 9 zweiter und dritter Satz des
Gehaltsgesetzes 1956 hatten,

ist ab 1. Juli 1981 bei der Anwendung des § 12 a
Abs. 9 zweiter und dritter Satz des Gehaltsgesetzes
1956 weiterhin von dem im Juni 1981 zugrunde
gelegten bisherigen Gehalt (zuzüglich der für die
Bemessung des Ruhegenusses anrechenbaren Zula-
gen — ausgenommen die Verwendungszulage)
auszugehen.

(2) Das bisherige Gehalt und die gemäß Abs. 1
zu berücksichtigenden Zulagen sind um jenen
Hundertsatz zu erhöhen, um den sich das ab 1. Jän-
ner 1981 geltende Gehalt der Gehaltsstufe 2 der
Dienstklasse V erhöht. Ist die sich auf diese Weise
ergebende Summe von Gehalt und Zulagen nicht
durch volle Schillingbeträge teilbar, so sind Restbe-
träge von weniger als 50 g zu vernachlässigen und
Restbeträge von 50 g und mehr auf volle Schilling-
beträge aufzurunden.

Artikel IX

(1) Die Ruhegenüsse der Beamten der Allgemei-
nen Verwaltung, der Beamten in handwerklicher
Verwendung, der Wachebeamten und der Berufs-
offiziere, die vor dem 1. Juli 1981 aus dem Dienst-
stand ausgeschieden sind und deren ruhegenußfähi-
gem Monatsbezug ein Gehalt der Dienstklassen I,
II und III oder das Gehalt der Gehaltsstufe 1 oder 2

(bei Beamten der Verwendungsgruppe W 3 auch
einer höheren Gehaltsstufe) der Dienstklasse IV
zugrunde liegt, sind mit Wirkung vom 1. Juli 1981
an neu zu bemessen. Gleiches gilt für die Versor-
gungsgenüsse der Hinterbliebenen dieser Beamten.
Zu diesem Zweck ist der der Ermittlung des Ruhe-
genusses bis Ende Juni 1981 zugrunde liegende
ruhegenußfähige Monatsbezug — im folgenden
kurz „bisheriger ruhegenußfähiger Monatsbezug"
genannt — nach den Abs. 2 bis 7 neu zu ermitteln.
Eine Änderung des Hundertsatzes des Ruhegenus-
ses tritt nicht ein.

(2) An die Stelle des dem bisherigen ruhegenuß-
fähigen Monatsbezug zugrunde liegenden Gehal-
tes, einer allfälligen Ergänzungszulage nach dem
Bundesgesetz BGBl. Nr. 573/1973, einer allfälligen
Dienstalterszulage und einer allfälligen Personalzu-
lage nach § 83 Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956 tritt
das in den Bestimmungen des Gehaltsgesetzes 1956
in der Fassung des Art. I der 37. Gehaltsgesetz-
Novelle für Beamte der in Betracht kommenden
Verwendungsgruppen vorgesehene Gehalt. Bei der
Bestimmung dieses Gehaltes ist wie folgt vorzuge-
hen:

1. Zunächst ist die Summe aus dem dem bisheri-
gen ruhegenußfähigen Monatsbezug
zugrunde liegenden Gehalt und allfälligen
Zulagen der im ersten Satz genannten Art
festzustellen.

2. Dann ist der im Verhältnis zu der festgestell-
ten Summe gleichhohe Gehaltsansatz oder —
wenn ein solcher nicht vorhanden ist — der
nächsthöhere Gehaltsansatz zu ermitteln, der
nach Art. I der 37. Gehaltsgesetz-Novelle ent-
sprechend der Verwendungsgruppe des
Beamten in Betracht kommt.

(3) Aus dem nach Abs. 2 Z 1 und 2 ermittelten
Gehaltsansatz ergibt sich die nunmehrige Einstu-
fung des Beamten nach Dienstklasse und Gehalts-
stufe. Die im Abs. 2 erster Satz angeführten Zula-
gen bilden auf Grund der gegenständlichen Über-
leitung vom 1. Juli 1981 an keinen Bestandteil des
ruhegnußfähigen Monatsbezuges mehr.

(4) Umfaßt der bisherige ruhegenußfähige
Monatsbezug eine Verwendungszulage, so ist eine
solche auch in den neu zu ermittelnden ruhegenuß-
fähigen Monatsbezug einzubeziehen. Hiebei tritt
an die Stelle der der Verwendungszulage bisher
zugrunde liegenden Zahl von Vorrückungsbeträ-
gen eine entsprechende Zahl von Vorrückungsbe-
trägen der für den Beamten nunmehr in Betracht
kommenden Dienstklasse.

(5) Ist die nach Abs. 4 bemessene Verwendungs-
zulage niedriger als die bisherige, so bildet die Ver-
wendungszulage in der bisherigen Höhe einen
Bestandteil des neu zu ermittelnden ruhegenußfähi-
gen Monatsbezuges. Diese Verwendungszulage
ändert sich um denselben Hundertsatz, um den sich
bei Beamten des Dienststandes das Gehalt der
Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V ändert. Hiebei
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sind Restbeträge von 50 g und mehr auf volle Schil-
lingbeträge aufzurunden und Restbeträge von
weniger als 50 g zu vernachlässigen.

(6) Hinsichtlich der weiteren Berücksichtigung
anderer, dem bisherigen ruhegenußfähigen
Monatsbezug zugrunde liegender Zulagen tritt
keine Änderung ein.

(7) Ergibt sich bei der Ermittlung nach Abs. 2
Z 2, daß die festgestellte Summe den für die betref-
fende Verwendungsgruppe vorgesehenen höchsten
Gehaltsansatz übersteigt, dann bildet neben diesem
Gehaltsansatz eine Zulage im Ausmaß einer ent-
sprechenden Anzahl von Vorrückungsbeträgen der
in Betracht kommenden Dienstklasse einen
Bestandteil des neu ermittelten ruhegenußfähigen
Monatsbezuges.

(8) Auf Beamte der Verwendungsgruppe D,
deren ruhegenußfähigem Monatsbezug ein Gehalt
der Gehaltsstufe 9 der Dienstklasse IV zugrunde
liegt, sind die Abs. 1 bis 7 sinngemäß anzuwenden.

Artikel X

Für die Zeit vom 1. Juli 1981 bis zum 31. Dezem-
ber 1981 werden im § 78 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes
1956 in der Fassung der 37. Gehaltsgesetz-Novelle
in der Tabelle ersetzt:

1. in der Dienststufe 6 der Betrag „6 472 S"
durch den Betrag „6 675 S" und der Betrag
„6 651 S" durch den Betrag „6 766 S",

2. in der Dienststufe 7 der Betrag „6 571 S"
durch den Betrag „6 705 S" und der Betrag
„6 752 S" durch den Betrag „6 796 S".

Artikel XI

Es treten außer Kraft:
1. Art. V der 36. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.

Nr. 591/1980,
2. Art. V Abs. 1 bis 4 der 37. Gehaltsgesetz-

Novelle,
3. Art. VI der 37. Gehaltsgesetz-Novelle,
4. Art. VII der 37. Gehaltsgesetz-Novelle.

Artikel XII

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I Z 32, die Art. VII bis X und Art. XI

Z 4 mit 1. Juli 1981,
2. Art. I (mit Ausnahme der Z 3 und 32), die

Art. II bis V und Art. XI Z 1 und 2 mit 1. Jän-
ner 1982 und

3. Art. I Z 3, Art. VI und Art. XI Z 3 mit 1. Juli
1982.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundeskanzler, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundesministers
betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger
Kreisky

566. Bundesgesetz vom 9. Dezember 1981,
mit dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948
(31. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle), die
Bundesforste-Dienstordnung und die Kunst-

hochschul-Dienstordnung geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 307/1981, wird wie folgt geändert:

1. Die Tabelle im § 11 Abs. 1 erhält folgende Fas-
sung:

2. Die Tabelle im § 14 Abs. 1 erhält folgende Fas-
sung:

324
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3. Im § 22 Abs. 2 wird in der Tabelle der Betrag „979 S" durch den Betrag „1 038 S" und der Betrag
„1 244 S" durch den Betrag „1 319 S" ersetzt.

4. Die Tabelle im § 41 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

5. Die Tabelle im § 44 Abs. 2 erhält folgende Fas-
sung:

6. Im § 44 a Abs. 1 wird der Betrag „378,90 S"
durch den Betrag „401,60 S" und der Betrag
„137,50 S" durch den Betrag „145,80 S" ersetzt.

7. Im § 44 a Abs. 2 werden die Beträge
„253,60 S" und „464,40 S" durch die Beträge
„268,80 S" und „492,30 S" ersetzt.

8. Im § 44 a Abs. 3 wird in Z 1 der Betrag
„253,60 S" durch den Betrag „268,80 S", in Z 2 der
Betrag „253,60 S" durch den Betrag „268,80 S", in
Z 3 der Betrag „464,40 S" durch den Betrag
„492,30 S" und in Z 4 der Betrag „208,60 S" durch
den Betrag „221,10 S" ersetzt.

9. Im § 44 a Abs. 4 werden die Beträge
„165,90 S" und „137,50 S" durch die Beträge
„175,90 S" und „145,80 S" ersetzt.

10. Im § 44 a Abs. 5 wird der Betrag „282,20 S"
durch den Betrag „299,10 S" ersetzt.

11. Im § 44 a Abs. 6 wird der Betrag „24 703 S"
durch den Betrag „26 185 S", der Betrag
„19 681 S" durch den Betrag „20 862 S" und der
Betrag „13 155 S" durch den Betrag „13 944 S"
ersetzt.

Artikel II

Die Bundesforste-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 201/1969, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 307/1981, wird wie folgt geän-
dert:

1. Die Tabelle im § 17 Abs. 2 erhält folgende Fas-
sung:
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2. § 21 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Dienstalterszulage beträgt in der Ver-
wendungsgruppe A 1 238 S, in der Verwendungs-
gruppe B 1 070 S, in der Verwendungsgruppe
C 731 S und in der Verwendungsgruppe D 619 S.

Sie erhöht sich nach vier in der höchsten Gehalts-
stufe verbrachten Jahren auf das doppelte Ausmaß
der vorgenannten Beträge."

3. Die Tabelle im § 22 Abs. 4 erhält folgende Fas-
sung:

4. § 25 Abs. 12 erhält folgende Fassung:

„(12) Der Zuschlag zur Verwendungszulage
beträgt

1. für Oberforstmeister 15,80 S für jeden vollen
Punkt;

2. für Bedienstete der Verwendungsstufe A 3
a) bis einschließlich des 50. Punktes 84,50 S,
b) vom 51. bis einschließlich 65. Punkt

123,80 S,
c) vom 66. bis einschließlich 80. Punkt

191,30 S,
d) vom 81. bis einschließlich 95. Punkt

95,70 S und
e) ab dem 96. Punkt 56,30 S

für jeden vollen Punkt;
3. für Bedienstete des gehobenen Forstdienstes

a) bis einschließlich des 6. Punktes 90,10 S,
b) für den 7. Punkt 180,10 S,
c) vom 8. bis einschließlich 10. Punkt

360,20 S,
d) vom 11. bis einschließlich 13. Punkt

540,40 S,
e) für den 14. und 15. Punkt 405,20 S,
f) vom 16. bis einschließlich 20. Punkt

270,20 S und
g) ab dem 21. Punkt 180,10 S

für jeden vollen Punkt;
4. für Bedienstete des Forstbetriebs- und Forst-

schutzdienstes und für Bedienstete des Jagd-
und Jagdschutzdienstes 90,10 S für jeden vol-
len Punkt."

5. Im § 25 a Abs. 2 werden die Beträge „1 593 S"
und „8,50 S" durch die Beträge „1 689 S" und
„ 9 S" ersetzt.

Artikel III

Die Kunsthochschul-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 77/1972, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 593/1980, wird wie folgt geändert:

1. An die Stelle des § 3 Abs. 2 treten folgende
Bestimmungen:

„(2) Als Mindest- und Höchstsätze der Jahres-
entlohnung für eine Unterrichtsstunde pro Woche
gelten, ausgedrückt in Hundertsätzen des Gehaltes
(zuzüglich einer allfälligen Teuerungszulage), das
nach dem Gehaltsgesetz 1956 einem Beamten der
Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V gebührt:

I. Hochschulen für Musik und darstellende Kunst:

II. Hochschulen für angewandte Kunst in Wien
und Hochschule für künstlerische und industrielle
Gestaltung in Linz:
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(3) Sind die sich nach Abs. 2 ergebenden Beträge
nicht durch volle Schillingbeträge teilbar, sind Rest-
beträge von 50 g und mehr auf volle Schillingbe-
träge aufzurunden und Restbeträge von weniger als
50 g zu vernachlässigen."

2. Die bisherigen Abs. 3 und 4 des § 3 erhalten
die Bezeichnung „(4)" und „(5)".

Artikel IV

(1) Das monatliche Sonderentgelt
1. jener Vertragsbediensteten des Bundes, mit

denen vor dem 1. Jänner 1982 gemäß § 36 des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 ein Son-
dervertrag abgeschlossen worden ist, und

2. jener Bediensteten der österreichischen Bun-
desforste, mit denen vor dem 1. Jänner 1982
gemäß § 56 der Bundesforste-Dienstordnung
ein Sondervertrag abgeschlossen worden ist,

wird ab 1. Jänner 1982 um 6 vH erhöht.

(2) Eine Erhöhung nach Abs. 1 ist jedoch nur
dann vorzunehmen, wenn

1. sich diese Erhöhung nicht bereits aus dem
Sondervertrag ergibt oder

2. im Sondervertrag die Erhöhung des Sonder-
entgeltes nicht an andere Anlaßfälle als
Bezugserhöhungen oder Teuerungsabgeltun-
gen im öffentlichen Dienst geknüpft ist.

Hiebei sind Restbeträge von 50 g und mehr auf
volle Schillingbeträge aufzurunden und Restbe-
träge von weniger als 50 g zu vernachlässigen.

(3) Die nach Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2
erforderlichen Maßnahmen bedürfen nicht der im
§ 36 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 bezie-
hungsweise im § 56 der Bundesforste-Dienstord-
nung vorgesehenen Genehmigung des Bundeskanz-
lers und des Bundesministers für Finanzen.

Artikel V

(1) Für die Zeit vom 1. Jänner 1982 bis zum
30. Juni 1982 gebührt in den nachstehend ange-
führten Einstufungen

1. den Vertragsbediensteten des Entlohnungs-
schemas I an Stelle des Monatsentgeltes in der
im Artikel I angeführten Höhe folgendes
Monatsentgelt:

2. den Vertragsbediensteten des Entlohnungs-
schemas II an Stelle des Monatsentgeltes in
der im Artikel I angeführten Höhe folgendes
Monatsentgelt:
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3. den Vertragslehrern des Entlohnungssche-
mas I L an Stelle des Monatsentgeltes in der

im Artikel I angeführten Höhe folgendes
Monatsentgelt:

4. den Vertragslehrern des Entlohnungssche-
mas II L der Entlohnungsgruppe 1 1 an Stelle
der Jahresentlohnung in der im Artikel I ange-
führten Höhe folgende Jahresentlohnung:

5. den vollbeschäftigten Vertragsassistenten an
Stelle des Monatsentgeltes in der im Artikel II
angeführten Höhe folgendes Monatsentgelt:
ab dem fünften Jahr ihrer
Verwendung 93,07 vH
im siebenten und achten Jahr ihrer
Verwendung 93,07 vH
des Gehaltes (zuzüglich einer allfälligen
Teuerungszulage), das nach dem Gehaltsge-
setz 1956 einem Beamten der Gehaltsstufe 2
der Dienstklasse V gebührt.

6. den Bediensteten der Österreichischen Bun-
desforste an Stelle des Gehaltes in der im Arti-
kel II angeführten Höhe folgendes Gehalt:

(2) Für Vertragsbedienstete im Sinne des § 11
Abs. 3 und des § 14 Abs. 3 des Vertragsbedienste-
tengesetzes 1948 sind abweichend vom Abs. 1 Z 1
und 2 für die Berechnung des Monatsentgeltes die
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Ansätze des Monatsentgeltes der vollbeschäftigten
Vertragsbediensteten der betreffenden Entloh-
nungsgruppe gemäß Art. I Z 1 und 2 zugrunde zu
legen.

Artikel VI

Art. V der 30. Vertragsbedienstetengesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 307/1981, tritt außer Kraft.

Artikel VII

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1982
in Kraft.

(2) Abweichend vom Abs. 1 treten die im Art. I
Z 5 und im Art. V Z 4 für die Lehrverpflichtungs-
gruppen IV a und IV b vorgesehenen Entgeltan-
sätze mit 1. Feber 1982 in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundeskanzler, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundesministers
betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger
Kreisky

567. Bundesgesetz vom 9. Dezember 1981,
mit dem das Bundesgesetz über das Ausmaß
der Lehrverpflichtung der Bundeslehrer geän-

dert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz über das Ausmaß der Lehrver-
pflichtung der Bundeslehrer, BGBl. Nr. 244/1965,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 399/1975, wird wie folgt geändert:

1. Dem Titel des Bundesgesetzes wird folgender
Kurztitel angefügt:

„(Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz —
BLVG)".

2. Dem § 1 wird angefügt:

„(3) Dieses Bundesgesetz findet überdies auf die
in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis
zum Bund stehenden Lehrer (Bundeslehrer), die an
Schulen im Ausland — mit Ausnahme der Hoch-
schulen — sowie an Schülerheimen im Ausland ver-
wendet werden, Anwendung."

3. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Leh-
rer beträgt 20 Wochenstunden. Die Unterrichts-

stunden in den einzelnen Unterrichtsgegenständen
sind auf die Lehrverpflichtung mit folgenden Wert-
einheiten je Wochenstunde anzurechnen:

1. für Unterrichtsgegenstände der Lehr-
verpflichtungsgruppe I (Anlage 1) . . . . 1,167

2. für Unterrichtsgegenstände der Lehr-
verpflichtungsgruppe II (Anlage 2) . . . 1,105

3. für Unterrichtsgegenstände der Lehr-
verpflichtungsgruppe III (Anlage 3) . . 1,050

4. für Unterrichtsgegenstände der Lehr-
verpflichtungsgruppe IV (Anlage 4) . . 0,913

5. für Unterrichtsgegenstände der Lehr-
verpflichtungsgruppe IV a
(Anlage 4 a) 0,955

6. für Unterrichtsgegenstände der Lehr-
verpflichtungsgruppe IV b
(Anlage 4 b) 0,977

7. für Unterrichtsgegenstände der Lehr-
verpflichtungsgruppe V (Anlage 5) . . . 0,875

8. für Unterrichtsgegenstände der Lehr-
verpflichtungsgruppe VI (Anlage 6) . . 0,75."

4. § 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Für die Betreuung von Lehrbesuchen, Lehr-
übungen und Lehrbesprechungen in dem im Rah-
men der Lehrpläne der Pädagogischen Akademien
und Berufspädagogischen Akademien vorgesehe-
nen Umfang gebührt je tatsächlich gehaltener
Unterrichtsstunde

1. Lehrern der Verwendungsgruppe L PA eine
Einrechnung in die Lehrverpflichtung im Aus-
maß von 1,235 Werteinheiten,

2. Lehrern der Verwendungsgruppe L 1 eine
Einrechnung in die Lehrverpflichtung im Aus-
maß von 1,050 Werteinheiten,

wobei je Lehrbesuch, Lehrübung oder Lehrbespre-
chung die Einrechnung nur einem Lehrer gebührt."

5. § 2 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Unterrichtsstunden der Lehrer an
Übungsschulen entsprechen der Lehrverpflich-
tungsgruppe III. Die Teilnahme dieser Lehrer an
Lehrbesuchen, Lehrübungen und Lehrbesprechun-
gen ist dem Unterricht an diesen Übungsschulen
gleichzuhalten."

6. § 2 Abs. 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Die Beschäftigungsstunden der Kindergärt-
nerinnen, Sonderkindergärtnerinnen und Horter-
zieherinnen an Übungskindergärten, Übungsson-
derkindergärten und Übungshorten sind je
Beschäftigungsstunde mit 0,875 Werteinheiten auf
die Lehrverpflichtung anzurechnen."

7. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Leiter von berufsbildenden höheren Schulen
und der Höheren technischen Bundeslehranstalt
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und Bundes-Handelsschule Wien V, deren Dienst-
zulage gemäß § 57 Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956
erhöht ist, ferner Leiter von Pädagogischen und
Berufspädagogischen Akademien sind von der
Unterrichtserteilung befreit."

8. § 3 Abs. 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Abteilungsvorstände von Pädagogischen
Akademien eingegliederten Übungsschulen sind
von der Unterrichtserteilung befreit. Sie sind jedoch
verpflichtet, abwesende Übungsschullehrer bis zum
Ausmaß von fünf Unterrichtsstunden pro Woche
zu vertreten. Hiefür gebührt ihnen abweichend
vom §61 des Gehaltsgesetzes 1956 keine Vergü-
tung."

9. Dem § 3 wird angefügt:

„(8) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Lei-
ter von Akademien für Sozialarbeit vermindert sich
um 18 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III. Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Abteilungsvorstände für Studiengänge an Pädago-
gischen Akademien vermindert sich um

1. 15 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, wenn der Abteilungsvorstand nicht
mehr als 250 Studierende in seinem Bereich
betreut,

2. 16 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, wenn der Abteilungsvorstand
mehr als 250 Studierende in seinem Bereich
betreut,

3. 17 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, wenn der Abteilungsvorstand
mehr als 400 Studierende in seinem Bereich
betreut.

(9) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Abtei-
lungsvorstände an Berufspädagogischen Akade-
mien vermindert sich um

1. 16 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, wenn der Abteilungsvorstand nicht
mehr als 100 Studierende in seinem Bereich
betreut,

2. 17 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, wenn der Abteilungsvorstand
mehr als 100 Studierende in seinem Bereich
betreut.

(10) Von der Unterrichtserteilung befreite Abtei-
lungsvorstände an den Pädagogischen Akademien
eingegliederten Übungsschulen, die gleichzeitig mit
den Aufgaben eines Abteilungsvorstandes für einen
Studiengang betraut sind, sind von der Anwendung
des Abs. 7 zweiter Satz und des Abs. 8 ausgenom-
men.

(11) Leiter von Pädagogischen Instituten und
Berufspädagogischen Instituten sowie Abteilungs-
vorstände an Pädagogischen Instituten und Berufs-
pädagogischen Instituten sind von der Unterrichts-
erteilung befreit. Üben sie dennoch eine Unter-
richtstätigkeit aus, so gebührt hiefür abweichend
vom § 61 des Gehaltsgesetzes 1956

1. Leitern von Pädagogischen Instituten und
Berufspädagogischen Instituten, wenn diese
Institute
a) der Dienstzulagengruppe I zugewiesen

sind, bis zum Ausmaß von einer Wochen-
stunde,

b) der Dienstzulagengruppe II zugewiesen
sind, bis zum Ausmaß von drei Wochen-
stunden,

c) einer der Dienstzulagengruppen III bis V
zugewiesen sind, bis zum Ausmaß von
fünf Wochenstunden,

2. Abteilungsvorständen an Pädagogischen Insti-
tuten und Berufspädagogischen Instituten bis
zum Ausmaß von fünf Wochenstunden

keine Vergütung.

(12) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Abteilungsvorstände an den Bildungsanstalten für
Kindergärtnerinnen beträgt die nachstehend ange-
führte Anzahl von Wochenstunden der Lehrver-
pflichtungsgruppe III:

(13) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Abteilungsvorstände von Schulen zur Ausbildung
von Leibeserziehern und Sportlehrern vermindert
sich um 8 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III."

10. § 7 Abs. 2 erhält die Absatzbezeichnung;
„(3)". Als neuer Abs. 2 wird eingefügt:

„(2) Bei Verordnungen gemäß Abs. 1 kann von
einer Kundmachung im Bundesgesetzblatt abgese-
hen werden, wenn Unterrichtsgegenstände im Rah-
men von Schulversuchen oder Organisationsstatu-
ten (§ 14 Abs. 2 des Privatschulgesetzes, BGBl.
Nr. 244/1962) nur an einzelnen Schulen geführt
werden oder von Landesschulräten im Rahmen
zusätzlicher Lehrplanbestimmungen (§ 6 Abs. 1 des
Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962)
vorgesehen werden. In diesem Fall sind solche Ver-
ordnungen durch Anschlag in der betreffenden
Schule kundzumachen. Sie treten, soweit darin
nicht anderes bestimmt ist, mit Ablauf des Tages
des Anschlages in der Schule in Kraft. Eine
Abschrift einer solchen Verordnung ist, sofern die
Schule einem Landesschulrat untersteht, überdies
im betreffenden Landesschulrat zur Einsicht aufzu-
legen."

11. Im § 8 Abs. 3 letzter Satz entfällt der Aus-
druck „ , Entgeltstufe 1, ".
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12. Im §9 Abs. 2 wird am Ende der lit. e der
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und fol-
gende lit. f angefügt:

„f) für Lehrer an allgemeinbildenden Übungs-
schulen abweichend von lit. a und b als eine
Wochenstunde der Lehrverpflichtungs-
gruppe VI die in der Anlage 9 angeführten
Nebenleistungen."

13. § 9 Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Auf Klassenlehrer an allgemeinbildenden
Übungsschulen findet Abs. 1 keine Anwendung."

14. In der Anlage 2 wird nach Z 25 eingefügt:

„26. Physik in der siebenten und achten Klasse
an naturwissenschaftlichen Realgymnasien
und Oberstufenrealgymnasien mit ergän-
zendem Unterricht in Biologie und
Umweltkunde sowie Physik und Chemie,
soweit Schularbeiten lehrplanmäßig vorge-
sehen sind."

15. In der Anlage 4 entfallen die Z 3, 18, 19 und
22.

16. In der Anlage 4 werden eingefügt:

a) nach Z 11:

„11 a. Geometrisches Zeichnen an allgemeinbil-
denden höheren Schulen und an der Höhe-
ren technischen Bundeslehranstalt und Bun-
des-Handelsschule Wien V."

b) nach Z 25:

„26. Werkerziehung an allgemeinbildenden
höheren Schulen und an Bildungsanstalten
für Arbeitslehrerinnen, für Kindergärtne-
rinnen und für Erzieher."

17. Nach der Anlage 4 wird eingefügt:

„Anlage 4 a

Lehrverpflichtungsgruppe IV a

1. Bildnerische Erziehung an Bildungsanstalten
für Arbeitslehrerinnen, für Kindergärtnerin-
nen und für Erzieher, an höheren Schulen
und an Akademien für Sozialarbeit.

2. Leibeserziehung.

3. Leibesübungen.
4. Musikerziehung an Akademien für Sozialar-

beit, an Bildungsanstalten für Arbeitslehrerin-
nen, für Kindergärtnerinnen und für Erzieher,
an allgemeinbildenden höheren Schulen und
an Höheren Lehranstalten für wirtschaftliche
Frauenberufe.

Anlage 4 b

Lehrverpflichtungsgruppe IV b

1. Bildnerische Erziehung in der siebenten und
achten Klasse an Gymnasien, Realgymnasien

und Oberstufenrealgymnasien unter besonde-
rer Berücksichtigung der musischen Ausbil-
dung, soweit lehrplanmäßig Schularbeiten
vorgesehen sind.

2. Musikerziehung in der siebenten und achten
Klasse an Gymnasien, Realgymnasien und
Oberstufenrealgymnasien unter besonderer
Berücksichtigung der musischen Ausbildung,
soweit lehrplanmäßig Schularbeiten vorgese-
hen sind.

3. Stenotypie und Textverarbeitung an Handels-
schulen, Handelsakademien und deren Son-
derformen, an mittleren und höheren Lehran-
stalten für Fremdenverkehrsberufe sowie an
Höheren Lehranstalten für wirtschaftliche
Frauenberufe."

18. In der Anlage 5 entfallen die Z 26 und 106.

19. Nach Anlage 8 wird folgende Anlage 9 einge-
fügt:

„Anlage 9

Nebenleistung gemäß § 9 Abs. 2 lit. f

A. An Übungsvolksschulen die Verwaltung der
1. Lehrmittelsammlung für den Sachunterricht

und die audio-visuellen Unterrichtsbehelfe,
2. Bücherei,
3. Schulwerkstätte und Turnsaaleinrichtung.

B. An Übungshauptschulen die Verwaltung der
1. Sammlung für Geschichte und Sozialkunde

sowie Geographie und Wirtschaftskunde,
2. Sammlung für Biologie und Umweltkunde,
3. Sammlung für Physik und Chemie,
4. Bücherei,
5. Schulwerkstätte,
6. Lehrküche,
7. audio-visuellen Unterrichtsbehelfe,
8. Turnsaaleinrichtung einschließlich Sportge-

räte."

Artikel II

Artikel II des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 399/1975 tritt mit Ablauf des 31. Jänner 1982
außer Kraft. Durch dieses Außerkrafttreten werden
die auf Grund dieser Bestimmungen festgesetzten
Einreihungen von Unterrichtsgegenständen in
Lehrverpflichtungsgruppen in ihrer Rechtswirksam-
keit nicht berührt.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Feber 1982 in
Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt ist, jeder
Bundesminister insoweit betraut, als er oberste
Dienstbehörde ist.

Kirchschläger
Kreisky
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568. Bundesgesetz vom 15. Dezember 1981,
mit dem das Land- und Forstarbeiter-Dienst-
rechtsgesetz geändert wird (Land- und Forst-

arbeiter-Dienstrechtsgesetz-Novelle 1981)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Land- und Forstarbeiter-Dienstrechtsgesetz,
BGBl. Nr. 280/1980, wird wie folgt geändert:

§ 28 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) War der Dienstnehmer ununterbrochen
durch eine bestimmte Zeitdauer beim Bund oder in
demselben Betrieb beschäftigt, so gebührt ihm bei
Auflösung des Dienstverhältnisses eine Abferti-
gung. Das Mindestausmaß der Abfertigung beträgt
nach drei vollendeten Dienstjahren 12 vH des Jah-
resentgeltes und erhöht sich für jedes weitere voll-
endete Dienstjahr um 4 vH bis zum vollendeten
25. Dienstjahr. Ab dem vollendeten 40. Dienstjahr
erhöht sich die Abfertigung für jedes weitere voll-
endete Dienstjahr um 3 vH."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1982 in
Kraft.

Artikel III

Kollektivverträge, Arbeits- oder Dienstordnun-
gen, Betriebsvereinbarungen und Einzeldienstver-
träge bleiben insoweit unberührt, als sie den
Anspruch auf Abfertigung günstiger regeln als die-
ses Bundesgesetz.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundeskanzler, in Angelegenheiten jedoch, die
nur den Wirkungsbereich eines Bundesministers
betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger
Kreisky
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